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Menschen bekam, die mir geschrieben haben: Lie-
ber Herr Laumann, ich würde so gerne Landarzt wer-
den. Aber ich kriege keinen Studienplatz, 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

weil unsere Medizinischen Fakultäten der Abiturnote 
einen so hohen Stellenwert bei der Vergabe von Stu-
dienplätzen einräumen. 

Da hätten Sie ja auch einmal mit den Medizinischen 
Fakultäten reden können. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Herr Minister, es gibt den 
Wunsch nach einer Zwischenfrage. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Nein, ich will jetzt erst einmal aus-
führen. – Deswegen müssen wir anders aussuchen. 
Ich will doch nicht junge Leute zwingen, gegen ihren 
Willen aufs Land zu gehen. Die Landarztquote muss 
vielmehr so funktionieren, dass wir aus den vielen 
Bewerbungen, die wir bekommen, diejenigen her-
ausnehmen, die später gerne in einer ländlichen Re-
gion medizinisch tätig sein wollen. Dann wird daraus 
doch ein vernünftiger Schuh. 

Pro Jahr 170 würden uns schon helfen. Natürlich 
dauert das jetzt so lange. Aber ich kann die sieben 
Jahre, in denen Sie leider regiert haben, nicht rück-
gängig machen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich bin wirklich sauer, wie Sie sich hier verhalten. 
Deshalb sage ich Ihnen auch etwas, was mich sehr 
nachdenklich macht. Als ich das erste Mal Minister 
wurde, war meine Vorgängerin Frau Fischer. Da war 
sie gerade nicht mehr Ministerin, sondern auf einmal 
im Vorstand der Barmer. Jetzt bin ich wieder Minister, 
und meine Vorgängerin hat einen Spitzenjob bei der 
Techniker Krankenkasse. 

Ich kann Ihnen nur sagen: Ich erwarte von keiner 
Krankenkasse, dass sie mich einstellt, wenn ich ein-
mal aus dem Amt gehe. Ich mache Politik für die Bür-
ger und nicht für die Versorger. 

(Lebhafter Beifall von der CDU, der FDP und 
der AfD) 

Ich werde durch das Land reisen und den Leuten sa-
gen, dass Sie heute erklärt haben, dass Sie diese 
Frage nicht interessiert. Sie sind nicht bereit, Wege 
mitzugehen, zu denen Sie nur Ja sagen müssten. 

(Widerspruch von der SPD) 

Wir haben in Nordrhein-Westfalen die Situation, dass 
wir von den Kammern und von den Kassenärztlichen 
Vereinigungen in dieser Frage unterstützt werden. 

Wir haben in Nordrhein-Westfalen die Ärzte auf un-
serer Seite. Das ist in anderen Bundesländern nicht 
so. Dass Sie die ganze Arbeit, die ich über Jahre ge-
macht habe, so arrogant ignorieren, ist ein Schlag in 
das Gesicht der ländlichen Bevölkerung in diesem 
Land. 

(Lebhafter Beifall von der CDU, der FDP und 
der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Es gab zwei Zwischenfragen; aber die sollten 
nicht sein. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Daher habe ich keine weitere Wortmeldung mehr 
vorliegen und schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar erstens über 
den Gesetzentwurf der Landesregierung Drucksa-
che 17/3037. Der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales empfiehlt in der Drucksache 17/4523, 
den Gesetzentwurf Drucksache 17/3037 unverän-
dert anzunehmen. Wir kommen somit zur Abstim-
mung über den Gesetzentwurf selbst und nicht über 
die Beschlussempfehlung.  

Wer möchte zustimmen? – Das sind CDU, FDP, AfD 
und der fraktionslose Kollege Neppe. Wer stimmt da-
gegen? – Das sind Grüne und SPD. Wer enthält 
sich? – Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 
17/3037 angenommen und in zweiter Lesung ver-
abschiedet. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Zweitens stimmen wir über den Entschließungsan-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
17/4543 ab. Wer möchte diesem Entschließungsan-
trag zustimmen? – Das sind die Grünen. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind SPD, CDU, FDP, AfD und der 
fraktionslose Kollege Neppe. Wer enthält sich? – Da-
mit ist der Entschließungsantrag Drucksache 
17/4543 abgelehnt. 

Ich rufe auf: 

7 Gesetz zur Änderung des Abschiebungshaft-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/3558 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Integrationsausschusses 
Drucksache 17/4515 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die CDU 
dem Abgeordneten Hoppe-Biermeyer das Wort. 
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(Unruhe – Glocke) 

Bernhard Hoppe-Biermeyer (CDU): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit 
aktuell 140 Untergebrachten haben wir in Büren im 
Kreis Paderborn die bundesweit größte und landes-
weit einzige Unterbringungseinrichtung für Ausreise-
pflichtige, kurz UfA. 

Diese 140 untergebrachten Personen sind keine 
Strafgefangenen; denn Abschiebungshaft ist keine 
Strafhaft. Entsprechend viele Freiheiten bietet das 
geltende, gerade erst einmal drei Jahre alte Abschie-
bungshaftvollzugsgesetz. 

Zur Wahrheit gehört aber auch, dass der Anschlag 
vom Breitscheidplatz massive Auswirkungen auf die 
Arbeit der UfA in Büren hat. Bis dahin kam nach Bü-
ren, wer sich lediglich der Verpflichtung zur Ausreise 
entzogen hatte. Wer heute in der UfA in Büren auf 
seine Ausreise wartet, hat zudem meist noch eine kri-
minelle Vergangenheit. 

Auf der einen Seite müssen natürlich die Rechte der 
untergebrachten Personen gewahrt bleiben. Auf der 
anderen Seite muss aber auch für den Schutz aller 
in Büren Untergebrachten und den Schutz der Be-
diensteten gesorgt werden. 

Die veränderte Situation bildet das bisher geltende 
Abschiebungshaftvollzugsgesetz nicht ab. Mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf gelingt jedoch genau 
diese Gratwanderung zwischen dem Schaffen von 
Sicherheit für die Untergebrachten und das Personal 
einerseits und der Wahrung der Rechte der dort Un-
tergebrachten andererseits. In die Anpassung des 
Abschiebungshaftvollzugsgesetzes sind auch die Er-
fahrungen eingeflossen, die in den letzten drei Jah-
ren in Büren gesammelt wurden. 

Was soll sich ändern? 

Bisher erhält die UfA bei der Überstellung von Aus-
reisepflichtigen keine weiteren oder nur sehr wenige 
Informationen, zum Beispiel auch nicht darüber, ob 
die Person erkrankt ist oder als gefährlich eingestuft 
wird. In Zukunft wird die UfA bei der Aufnahme der 
Ausreisepflichtigen über sicherheitsrelevante As-
pekte informiert, zum Beispiel über strafrechtliche 
Verurteilungen oder einen vorangegangenen Straf-
vollzug. Im Gegenzug werden die Polizeibehörden 
über die Entlassung von gefährlichen Personen aus 
der UfA unterrichtet. 

Durch ein neues, maximal siebentägiges Zugangs-
verfahren wird es zukünftig möglich sein, nicht nur et-
was über die medizinischen Bedürfnisse der Neuzu-
gänge zu erfahren, sondern auch eine mögliche Ge-
fährdung besser einschätzen zu können. 

In der Vergangenheit stellte die Kamerafunktion von 
Mobiltelefonen eine Sicherheitslücke dar. Fotos und 

Videos von den Vollzugsbeamten, den in Büren Un-
tergebrachten und der Einrichtung selbst gelangten 
über den freien Internetzugang nach außen. Um 
auch hier für mehr Sicherheit zu sorgen, wird die Nut-
zung von Mobiltelefonen eingeschränkt. Mobiltele-
fone mit Kamerafunktion werden den untergebrach-
ten Personen für die Dauer der Unterbringung abge-
nommen und durch Telefone ohne Kamerafunktion 
leihweise ersetzt. So bleibt die Möglichkeit, zu telefo-
nieren, gewahrt, ohne gleichzeitig ein Sicherheitsri-
siko einzugehen. 

Komplett ausgeschlossen wird in Zukunft der Besitz 
von Bargeld. Der Handel mit Drogen wird auf diese 
Weise erschwert. Ohne Bargeld sind die Unterge-
brachten auch besser vor Erpressung und Diebstahl 
geschützt. 

Um aus einem guten Gesetzentwurf einen noch bes-
seren zu machen, sind einige Anregungen aus der 
Anhörung in unseren Änderungsantrag eingeflossen. 

Das neue Zugangsverfahren bleibt zentraler Be-
standteil der Änderungen im Abschiebungshaftvoll-
zugsgesetz.  

Im geänderten Gesetzestext wird aber auch sicher-
gestellt, dass es den in Büren Untergebrachten im 
Zugangsverfahren ausdrücklich gestattet ist, Kontakt 
zu Rechtsvertretern, Familienangehörigen, zuständi-
gen Konsulaten und Hilfsorganisationen aufzuneh-
men. 

In Bezug auf die Abgabe der Mobiltelefone mit Ka-
merafunktion ergänzt der Änderungsantrag, dass die 
privaten Kontaktdaten und private Dokumente auf 
das Leihgerät zu übertragen bzw. auszudrucken 
sind, soweit das technisch möglich ist. 

Ich begrüße, dass der Änderungsantrag auch die Be-
stellung einer beschwerdebeauftragten Person 
durch das zuständige Ministerium vorsieht. Diese 
Person berichtet direkt der Einrichtungsleitung und 
dem Beirat. Aus meiner persönlichen Erfahrung als 
Beiratsmitglied in Büren kann ich sagen, dass das die 
Arbeit des ehrenamtlichen Beirates verbessern wird. 

Ich bitte, unserem Gesetzentwurf zuzustimmen. 
Denn damit wird gleichermaßen den in Büren Unter-
gebrachten und denjenigen, die dort arbeiten, ein hö-
heres Maß an Sicherheit gegeben, ohne den Grund-
satz „Abschiebungshaft ist keine Strafhaft“ zu verlet-
zen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die SPD erteile ich der Abgeordneten 
Frau Stock das Wort. 
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Ellen Stock (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Als wir im September 2018 hier bei 
der ersten Lesung dieses Änderungsgesetz debat-
tiert haben, habe ich zwei Punkte besonders deutlich 
gemacht. 

Erstens. Abschiebehaft ist keine Strafhaft. Die Unter-
gebrachten dürfen demnach auch nicht wie Straftäter 
behandelt werden. Abschiebehaft stellt das aller-
letzte Mittel zur Sicherung der Ausreisepflicht dar. 

Zweitens. Wir müssen den Gesetzentwurf in einer 
Sachverständigenanhörung noch genauer unter die 
Lupe nehmen und viele Stellen auf ihre rechtliche Be-
lastbarkeit hin prüfen. 

Mittlerweile haben wir eine umfangreiche Anhörung 
von Sachverständigen durchgeführt. Zusammenfas-
send kann man sagen: Das Urteil der Sachverstän-
digen über den Gesetzentwurf ist nicht positiv ausge-
fallen. 

(Beifall von der SPD) 

Zu viele Punkte sind strittig und so nicht tragbar. 

Kommen wir aber zunächst zu den positiven Aspek-
ten des Gesetzentwurfs. 

Generell ist zu begrüßen, dass im Änderungsantrag 
der Regierungsfraktionen noch einmal am Be-
schwerdemanagement nachgebessert wird. Trotz-
dem bleibt dieser Punkt immer noch unzureichend; 
denn die Sorgen und Nöte der Untergebrachten sol-
len nicht nur ausschließlich dem Einrichtungsleiter 
und dem Beirat zugetragen werden. 

Außerdem begrüßen wir, dass das geplante Zu-
gangsverfahren – aufgrund dessen nicht nur eine 
Gefährdungseinschätzung stattfindet, sondern auch 
Maßnahmen für das Erkennen von persönlichen Be-
darfen ergriffen werden – und die besondere Schutz-
würdigkeit von Untergebrachten einen höheren Stel-
lenwert erfahren sollen. Allerdings können die vorge-
sehenen Verfahrenszeiten von bis zu einer Woche 
bei den Menschen, die separiert werden, doch Prob-
leme aufwerfen. Hier müssen wir im Zweifel den Ein-
zelfall prüfen. 

Insgesamt kommen jedoch viele der angehörten 
Sachverständigen zu dem Schluss, dass der Gesetz-
entwurf deutliche Fragen zur Rechtssicherheit auf-
wirft. An vielen Stellen sind geltendes Recht und gel-
tende Richtlinien dem entgegengestellt. Der Entwurf 
betont stark den Wunsch nach Sicherheit und Ord-
nung, versäumt aber an vielen Stellen, die Rechte 
der Betroffenen zu sichern. 

Insbesondere die vorgesehenen Ordnungsmaßnah-
men sehen wir kritisch, zumal uns immer noch keine 
Details darüber vorliegen, wie sie im Einzelfall aus-
gestaltet sein sollen. 

Darüber hinaus können neben Gewalttätern auch 
weitere Personen von Ordnungsmaßnahmen betrof-
fen sein. Das ist ebenfalls nicht kritiklos hinzuneh-
men. Denn generell sollten Disziplinar- und Ord-
nungsmaßnahmen ausschließlich in extremen Fällen 
zum Einsatz kommen. Diese eingeschränkten Ord-
nungsmaßnahmen müssen in jedem Einzelfall not-
wendig und verhältnismäßig sein. 

Auch verunsichern die fehlende klare Strategie und 
die fehlende sachliche Aufklärung über die anzuwen-
denden Ordnungsmaßnahmen die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Einrichtung. Es fehlt die Hand-
lungssicherheit für die Bediensteten. 

Die Intention, die Gefahrenabwehr zu stärken, kön-
nen wir zwar nachvollziehen. Dennoch muss sie auf 
dem Boden geltender Bestimmungen geschehen 
und darf sich nicht zum Nachteil eines Großteils der 
Betroffenen auswirken. Und ob dieses Gesetz über-
haupt der richtige Ort für die angestrebte verbesserte 
Gefahrenabwehr ist, sei dahingestellt. 

Wir behalten uns vor, die Verfassungsmäßigkeit der 
geplanten Gesetzesänderung prüfen zu lassen, und 
lehnen den Gesetzentwurf sowie den Änderungsan-
trag ab. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Für die FDP erteile ich nun dem Abgeordneten 
Lenzen das Wort. 

Stefan Lenzen (FDP): Herr Präsident! Meine verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen! Die konsequente 
Durchsetzung einer Ausreisepflicht von Menschen, 
die kein Aufenthaltsrecht in Deutschland haben, ist 
Bestandteil der Politik der NRW-Koalition. Gerade 
auch bei Fragen von Migration und Integration set-
zen wir auf klare Regeln und mehr Verbindlichkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Dabei hat für uns die Rückführung von Straftätern 
und Gefährdern höchste Priorität. Wir brauchen dazu 
auch Abschiebungshaft, um eine Abschiebung bei 
Personen, bei denen ein Untertauchen zu befürchten 
ist, überhaupt durchführen zu können. 

In der Anhörung haben wir von den praktischen 
Problemen im Vollzug in Pforzheim gehört. Dem 
Beitrag des entsprechenden Sachverständigen 
konnten wir auch entnehmen, dass es, während 
das früher Einzelfälle waren, jetzt bis zu 15 % der 
Insassen sind, die einen strafrechtlichen Hinter-
grund gerade in den Bereichen von Drogenkrimi-
nalität, Erpressung oder tätlichen Angriffen ha-
ben – um exemplarisch nur ein paar Punkte zu 
nennen. Diese Personen werden also quasi von 
der Strafhaft in die Abschiebungshaft importiert. 
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Ich denke, es ist wichtig, noch einmal kurz zu ver-
deutlichen, warum wir diese Änderung des Abschie-
bungshaftvollzugsgesetzes – inklusive der von der 
NRW-Koalition beantragten Änderungen; dabei ha-
ben wir auch sachdienliche Hinweise aus der Anhö-
rung aufgenommen – auf den Weg bringen.  

Es geht hier doch darum, auch Änderungen zum 
Schutz der Beschäftigten und der übrigen Unterge-
brachten vorzunehmen. Ich finde, in der Diskussion, 
insbesondere beim Redebeitrag der Kollegin Stock, 
geht ab und zu unter, dass es nicht immer darum 
geht, Sicherheit gegen Freiheit auszuspielen. Das 
Ziel des Integrationsministers Dr. Joachim Stamp 
und der NRW-Koalition ist ganz klar, die Beschäftig-
ten und die anderen Insassen zu schützen. Es ist 
wichtig, klarzustellen, weswegen wir Änderungen 
vornehmen müssen. 

(Beifall von der FDP) 

Für die Wahrung der Sicherheit brauchen wir klare 
Regeln. Man muss erhebliches Fehlverhalten sankti-
onieren können, und das muss auch spürbar sein. 
Dafür brauchen wir eine gesetzliche Anpassung. 

Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
wir haben die Kritik aus der Anhörung aufgenommen 
und entsprechend ausgewertet. Zu dem Zeitpunkt 
hatte ich noch die Hoffnung, die SPD sei bereit, an 
einer konstruktiven Lösung mitzuarbeiten. Bei den 
Grünen hatte ich den Eindruck, das wird fundamental 
abgelehnt. In der Auswertung der Anhörung hatten 
Sie sich doch eher konstruktiv gezeigt, und im letzten 
Ausschuss war es eine reine Formaldebatte. Immer-
hin sind Sie, Frau Stock, auch inhaltlich auf die Ge-
setzesänderung und den Änderungsantrag von CDU 
und FDP eingegangen. 

(Ellen Stock [SPD]: Schön, dass Ihnen das 
aufgefallen ist!) 

Das nehme ich erst einmal positiv zur Kenntnis. 

(Christian Dahm [SPD]: Habt ihr das nicht er-
wartet?) 

Aber am Ende hatte ich wieder den Eindruck, es liegt 
Ihnen weniger an der sachlichen Diskussion, und Sie 
wollten den Gesetzentwurf generell ablehnen. Sie 
haben dann noch versucht, die Kurve zu kriegen. 

(Ellen Stock [SPD]: Nein, das ist mir gelun-
gen!) 

Letzten Endes haben wir die begründete Kritik der 
Verbände aufgegriffen und den Gesetzentwurf an 
entscheidenden Stellen verbessert. Zu nennen ist 
hier zum Beispiel die Beschränkung im Zugangsver-
fahren. Dies gilt nicht mehr generell, sondern es wird 
der Einzelfall betrachtet und auf dem Ermessens-
wege auf Grundlage der entsprechenden Erkennt-
nisse entschieden. Wir haben in den entsprechenden 

Zugangsverfahren die verbundenen Eingriffe, bei-
spielsweise hinsichtlich psychischer Belastungen, re-
duziert und für mehr Flexibilität gesorgt. 

(Ellen Stock [SPD]: Herr Lenzen, jeder kommt 
in das Zugangsverfahren rein!) 

Wichtig ist außerdem – das hat der Kollege Bernhard 
Hoppe-Biermeyer ausgeführt – die Kontaktaufnahme 
zu Rechtsvertretern und anerkannten Hilfsorganisa-
tionen; das haben wir klargestellt. Ein weiterer wich-
tiger Aspekt ist die Übertragung von Daten aus Mo-
biltelefonen mit Kamerafunktion. Wo kann man das 
ermöglichen und wo nicht, weil eine Missbrauchsge-
fahr besteht? 

Entscheidend war zudem – und dazu hätte ich die 
Zustimmung der SPD erwartet – in Bezug auf den 
Beirat die unabhängige Beschwerdestelle, die wir auf 
den Weg bringen, die Diskussion im letzten Aus-
schuss darüber, ob das eine wesentliche Änderung 
ist und ob wir dazu noch eine Anhörung beantragen 
sollten. Ich hatte den Eindruck, Ihnen ging es gar 
nicht mehr darum, das Beschwerdemanagement zu 
verbessern, 

(Ellen Stock [SPD]: Das muss der Beirat ge-
sondert abstimmen! Aber das liegt nur am Bei-
rat!) 

sondern Sie wollten das Ganze nur noch verzögern, 
Frau Stock. 

(Beifall von der FDP) 

Wenn Sie die Stellungnahmen der Wohlfahrtspflege 
und des Vereins „Hilfe für Menschen in Abschiebe-
haft Büren e. V.“ gelesen hätten, dann hätten Sie die-
sen Vorschlag erkannt. Dort wurde es nämlich expli-
zit angesprochen, und es wurde zudem in der Anhö-
rung erörtert. Wir haben diesen Vorschlag aufge-
nommen. 

Herr Präsident, meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen, mit unserem Änderungsantrag zum Ab-
schiebehaftvollzugsgesetz greifen wir die Probleme 
in der Abschiebehaft auf. Die bestehenden Probleme 
existieren nicht erst seit gestern, aber wir haben sie 
erkannt und packen sie an. Das ist der entschei-
dende Unterschied zu Rot-Grün. 

(Ellen Stock [SPD]: Da waren aber noch nicht 
so viele Leute bei uns! Die Probleme waren 
ganz andere!) 

Wir ermöglichen mit klaren rechtsstaatlichen Regeln 
einen sicheren Vollzug. Das ist ein wichtiger Schritt 
für die UfA Büren. Wir werden aber auch weitere As-
pekte wie den Ausbau der Kapazitäten und der Per-
sonalsituation angehen. Wir handeln, Sie haben nur 
lamentiert. In diesem Sinne werden wir dem Gesetz-
entwurf mitsamt den Änderungen zustimmen. – 
Danke schön. 
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(Beifall von der FDP – Christian Dahm [SPD]: 
Das ist doch ein Quatsch!) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die Grünen erteile ich nun der Abgeord-
neten Kollegin Aymaz das Wort. 

Berivan Aymaz (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokra-
tischen Fraktionen! Die Abschiebehaftanstalt Büren 
ist in letzter Zeit immer wieder in die Schlagzeilen ge-
raten. Mal waren es Ausbrüche und Fluchtversuche, 
dann Berichte über Gewalt und schließlich auch die 
traurige Meldung über den Suizid eines Insassen. 
Nicht zuletzt der Bericht der Nationalen Stelle zur 
Verhütung von Folter hat gravierende Missstände 
und Maßnahmen offengelegt, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich war persönlich mehrfach vor Ort, habe mir ein ge-
naues Bild von der Einrichtung gemacht und viele 
Gespräche mit der Leitung, dem Personal und teil-
weise auch mit den Insassen geführt. Ich möchte hier 
keineswegs ausblenden, dass es Probleme in der 
Einrichtung gibt, die wir nicht unter den Teppich keh-
ren dürfen. Doch ich bezweifele, dass dieser Gesetz-
entwurf mit seinen massiven Verschärfungen der 
richtige Ansatz und der richtige Ort für die Lösung der 
Probleme in der Einrichtung sind. 

(Beifall von Monika Düker [GRÜNE]) 

Die vorliegende Gesetzesnovelle hat auch bei den 
Sachverständigen tiefgreifende Kritik provoziert, und 
an einigen Punkten wird sogar die Verfassungsmä-
ßigkeit bezweifelt.  

Führen wir uns noch einmal ein zentrales Merkmal 
der Abschiebehaft vor Augen, nämlich dass sie kein 
klassischer Justizvollzug, sondern lediglich ein 
Zwangsinstrument zur Durchsetzung einer Verhal-
tenspflicht ist, und zwar hier zur Ausreisepflicht, dann 
wird auch sehr deutlich, wie hier gerade eine Ver-
schiebung vonstattengeht. 

Auch der Europäische Gerichtshof hat mit seinem 
Grundsatzurteil 2014 eindeutig klargestellt, dass 
Menschen in Abschiebehaft keine Straftäter sind und 
daher auch nicht annähernd als solche behandelt 
und untergebracht werden dürfen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Monika Düker 
[GRÜNE]: Richtig!) 

Das heißt, die Abschiebehaft muss ein möglichst nor-
males Leben zulassen, ohne vollständige Bewe-
gungsfreiheit für die Betroffenen. Genau von diesem 
Grundsatz verabschiedet sich die Landesregierung 
mit dem vorliegenden Gesetzentwurf. Das Prinzip 

„so viel Freiheit wie möglich“ wird faktisch aufgege-
ben, und das macht mich fassungslos, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Abschiebehaftbedingungen werden also immer 
weiter den Strafhaftbedingungen angeglichen, ohne 
sie deckungsgleich zu machen.  

Ein herausstechendes Beispiel hierfür ist die soge-
nannte Zugangsuntersuchung. Der Gesetzentwurf 
sieht für alle neuen Insassen der Abschiebehaft 
grundrechtseinschränkende Maßnahmen von bis zu 
einer Woche vor. An diesem Vorhaben, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von CDU und FDP, ändert auch 
Ihr Änderungsantrag nichts Substanzielles. Dass die 
Zugangsuntersuchung nun „Zugangsverfahren“ hei-
ßen soll, ist eher ein Jonglieren mit Begrifflichkeiten 
statt einer wirklich inhaltlichen Korrektur, der es be-
durft hätte. 

Die Möglichkeiten, einzukaufen, an Freizeit- und 
Sportaktivitäten teilzunehmen, Besuch zu empfan-
gen und zur Telekommunikation sollen jetzt zwar 
nach dem Änderungsantrag nicht mehr automatisch 
völlig ausgeschlossen werden; ein Ausschluss bleibt 
aber weiterhin möglich. Das Schlimme ist – das wird 
auch in Ihrem Änderungsantrag absolut nicht berück-
sichtigt –, dass noch nicht einmal die Kriterien ge-
nannt werden, wann diese Einschränkungen denn 
stattfinden sollen. 

Auch zahlreiche andere Kritikpunkte aus der Anhö-
rung werden vollständig ausgeblendet und finden 
nicht im Ansatz Berücksichtigung. So bleibt weiterhin 
die Vermengung von der Sicherung einer Abschie-
bung mit zahlreichen anderen sogenannten Aufga-
ben, die mit dem Zweck der Abschiebungshaft ein-
fach gar nichts zu tun haben. Dies führt dazu, dass 
daraus weitere, neue, höchst fragwürdige Rechtsein-
schränkungen herangezogen werden können. 

Von all diesen Verschärfungen, bei denen zum Teil 
sogar die Verfassungsmäßigkeit infrage gestellt wer-
den kann, lässt sich auch nicht ablenken, indem die 
Regierungsfraktionen nun mit ihrem Änderungsan-
trag einen Beschwerdebeauftragten einrichten wol-
len. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist zwar 
nice to have; 

(Stefan Lenzen [FDP]: Aha!) 

aber es ändert nichts an der Tatsache, dass den Be-
troffenen kaum wirksame Rechtsmittelmöglichkeiten 
zur Verfügung gestellt werden. 

Meine Damen und Herren, die schwarz-gelbe Lan-
desregierung vollzieht mit diesem Gesetzentwurf ei-
nen deutlichen Kurswechsel bei der Abschiebungs-
haft. Mit dem Ausbau der Kapazitäten geht spürbar 
die Verschärfung der Unterbringungsbedingungen 
für alle Insassen einher. Abschiebungshaftgefan-
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gene werden faktisch unter den Generalverdacht ge-
stellt, Straftaten zumindest verüben zu wollen. Das 
ist eine Unverhältnismäßigkeit, die nur schwer mit 
unserem Grundgesetz in Einklang zu bringen ist.  

Wir lehnen den Antrag ab. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Für die AfD-Fraktion hat nun die Abgeordnete 
Frau Walger-Demolsky das Wort. 

Gabriele Walger-Demolsky (AfD): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Niemand muss in Abschiebehaft. Jeder kann sich 
aussuchen auszureisen, wenn er dazu aufgefordert 
wird. Das sollten wir mal voranstellen. 

(Beifall von der AfD) 

Jetzt haben wir von vornherein sehr unterschiedliche 
Kriterien zur Beurteilung dieses Änderungsgesetzes. 
Es gibt die einen, die schon gegen die Ausreiseauf-
forderung sind, die sowieso gegen Ausweisung sind. 
Es gibt die anderen, die einen möglichst großen Frei-
raum wollen. Dann gibt es die dritten – dazu zähle ich 
uns auch –, die eine Situation schaffen wollen, in der 
diese Einrichtung sicher ist für diejenigen, die dort ar-
beiten, die dort untergebracht sind, und für jeden Ein-
zelnen auch für sich selbst. 

Wenn man alles Revue passieren lässt, was in den 
letzten Monaten, in den letzten anderthalb Jahren 
dort so passiert ist, war das nicht immer gegeben. 
Das lag unter anderem daran, dass die Einrichtungs-
leitung überhaupt nicht weiß, wer bei ihr einzieht. Das 
wird wohl auch in Zukunft in Teilen so bleiben; des-
wegen auch diese Eingangszeit, in der es die Mög-
lichkeit geben muss zu schauen: Welchen besonde-
ren Bedarf hat derjenige, der zu uns kommt? Welche 
besonderen Gefahren gibt es vielleicht? 

Wir gehen hier von Menschen aus, die möglicher-
weise schon eine kriminelle Vergangenheit haben. 
Manche haben eine Zeit lang in der Illegalität ver-
bracht. Sie sind dann vielleicht irgendwo aufgegriffen 
worden und kommen in die Unterbringung für Ausrei-
sepflichtige. Dort treffen sehr unterschiedliche Bio-
grafien aufeinander. Nicht alle sind gefährlich für sich 
selbst oder für den anderen oder für den Mitarbeiter, 
aber eben manche. Deshalb muss es der Anstaltslei-
tung möglich sein, diese von vornherein möglichst 
schnell zu erkennen. 

Wichtig ist, dass inzwischen auch wieder ein Psycho-
loge dort angestellt ist. Es sind natürlich schwierige 
Zeiten, wenn solches Personal fehlt. Das halte ich 
auch für die Beurteilung der Situation für dringend 
geboten. Aber auch das ist passiert. 

Mir wäre es lieb, wenn mehr Bundesländer unseren 
Weg gingen, wenn wir nicht über 30 % der Plätze für 
Ausreisepflichtige in Deutschland stellen würden. Mir 
wäre es auch lieb, wenn wir nicht nur einen Ort hät-
ten, sondern vielleicht zwei, wenn zum Beispiel nicht 
170 oder in der Spitze 180 Leute dort untergebracht 
werden können, sondern nur 100 und dafür an einer 
anderen Stelle noch einmal 100. Das wäre mir lieber, 
aber es ist ja nun mal kein Wünsch-dir-Was. 

Im Großen und Ganzen sind sowohl der Gesetzent-
wurf als auch die Änderungen, die sich sicherlich aus 
der Anhörung ergeben haben, sehr sinnvoll. 

Noch ein Wort zur Anhörung: Frau Stock, Sie sagten, 
die Anhörung war im Großen und Ganzen negativ. 
Kein Wunder bei den Experten, die dort saßen. Viele 
von ihnen sind generell gegen jegliche Ausweisung. 
Gegen eine Unterbringung, um diese Ausweisung 
durchzusetzen, sind die auch. Also wundert es mich 
nicht, dass die gegen dieses Gesetz sind. 

Wir werden sowohl für den Gesetzentwurf als auch 
für den Änderungsantrag stimmen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Danke, Frau Kollegin. – 
Für die Landesregierung spricht Herr Minister 
Dr. Stamp. 

Dr. Joachim Stamp, Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist ein wichtiges Ziel der Lan-
desregierung, Straftäter und Gefährder konsequent 
abzuschieben. Sie wissen, dass ich das in aller Kon-
sequenz tue. 

Dafür haben wir unter anderem einen Gesetzentwurf 
zur Änderung des Abschiebungshaftvollzugsgeset-
zes Nordrhein-Westfalen vorgelegt. Er soll im Kern 
dazu dienen, die Sicherheit in der Unterbringungs-
einrichtung für Ausreisepflichtige sowohl für die Aus-
reisepflichtigen selbst als auch für das Personal zu 
verbessern. 

Frau Kollegin Aymaz, Sie ignorieren in Ihren Ausfüh-
rungen, dass sich die Zusammensetzung derjenigen, 
die dort in der UfA Büren untergebracht sind, in den 
letzten anderthalb Jahren erheblich verändert hat. 

(Zuruf von Berivan Aymaz [GRÜNE]) 

Waren es früher einfach Einzelne, die sich, wie Sie 
es eben beschrieben haben, einer Rückführung ent-
zogen haben, sind es jetzt häufig auch diejenigen, 
die lange Straftaten abgesessen haben, die Gefähr-
der sind und die sich möglicherweise auch zu einer 
Gefahr für die anderen dort in der Einrichtung Unter-
gebrachten und für das Personal entwickeln können. 
Dementsprechend mussten wir reagieren. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 
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Die Sachverständigen haben in ihren schriftlichen 
Stellungnahmen und in der Sitzung des Integrations-
ausschusses am 7. November eingehend zu dem 
Gesetzentwurf zur Änderung des Abschiebungshaft-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen Stellung ge-
nommen. Für die wesentlichen Regelungen des Ge-
setzentwurfs besteht demnach kein Änderungsbe-
darf. 

Aus der Anhörung haben sich aber einige hilfreiche 
Hinweise und Anregungen ergeben. Ich habe immer 
gesagt: Mir bricht kein Zacken aus der Krone, wenn 
man einen Gesetzentwurf verändert, wenn man ei-
nen Gesetzentwurf besser macht. Für mich ist das 
auch ein gutes Zusammenwirken von Regierung und 
Parlament.  

Deshalb begrüße ich ausdrücklich den Änderungs-
antrag der Fraktion von CDU und FDP, der die Er-
gebnisse der Anhörung aufgreift, meine Damen und 
Herren. 

Zum einen wird in dem Änderungsantrag ein unab-
hängiges Beschwerdemanagement in der Unterbrin-
gungseinrichtung vorgeschlagen. Vorbild ist dafür 
das Konzept in den Landesaufnahmeeinrichtungen. 
Wir nehmen dies auf. In der Unterbringungseinrich-
tung wird zukünftig eine vom Land beauftragte Per-
son vor Ort tätig sein. Sie wird die Beschwerden von 
Untergebrachten entgegennehmen und dazu Kon-
takt zu Behördenleitungen aufnehmen. Über die Er-
gebnisse der Beschwerden wird dann auch dem Bei-
rat berichtet. 

Wir nehmen darüber hinaus weitere Vorschläge aus 
dem Änderungsantrag auf. Der Katalog über den 
Freiheitsentzug hinausgehender Beschränkungen 
wie beispielsweise beim Besuchsrecht, bei der Han-
dynutzung, beim Internetzugang im Zugangsverfah-
ren wird abgeändert. Die Beschränkung der Bewe-
gungsfreiheit und anderer Rechte im neuen Zu-
gangsverfahren bleiben zwar weiter möglich, der 
Umfang der Beschränkung soll aber stärker auf den 
Einzelfall bezogen sein.  

Die ursprüngliche Regelung zur Untersagung der Be-
suchsmöglichkeiten allein aus organisatorischen 
Gründen wird dahin gehend geändert, dass nur noch 
unabwendbare organisatorische Gründe eine solche 
Untersagung von Besuchen rechtfertigen können. 
Bei eingezogenen privaten Handys mit Kamerafunk-
tion schließlich sollen private Kontaktdaten auf das 
zur Verfügung gestellte Handy übertragen werden. 
Soweit dies technisch nicht möglich ist, soll in vertret-
barem Umfang auch Ausdruck erfolgen. 

Meine Damen und Herren, ich bin überzeugt, dass 
wir mit dem vorgelegten Gesetzentwurf eine gute Ba-
lance zwischen den Freiheitsrechten der Unterge-
brachten und den gestiegenen Sicherheitsanforde-
rungen gefunden haben. Die neu vorgesehenen Be-
schränkungsmöglichkeiten beziehen sich im We-
sentlichen auf besondere Situationen und besondere 

Personengruppen. Damit werden sich die Abschie-
bungshaft und der Abschiebungshaftvollzug auch in 
Zukunft weiter deutlich vom Strafvollzug unterschei-
den. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Es liegen mir keine weiteren Wortmeldungen 
mehr vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Integrationsaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 17/4515, den Ge-
setzentwurf Drucksache 17/3558 in der Fassung der 
Beschlüsse anzunehmen. Wir kommen somit zur Ab-
stimmung über die Beschlussempfehlung Drucksa-
che 17/4515 und nicht über den Gesetzentwurf.  

Wer möchte hier zustimmen? – Das sind CDU, FDP, 
AfD und der fraktionslose Abgeordnete Neppe. Wer 
ist dagegen? – Das sind SPD und Grüne. Wer enthält 
sich? – Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 
17/3558 in der Fassung der Beschlussempfeh-
lung Drucksache 17/4515 angenommen und in 
zweiter Lesung verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

8 Ausführungsgesetz zu § 47 Abs. 1b AsylG 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/2993 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Integrationsausschusses 
Drucksache 17/4516 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner für die CDU dem Abgeordneten Franken das 
Wort. 

Björn Franken (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Als wir im Juni 2017 
das Steuer hier in Nordrhein-Westfalen übernommen 
haben, standen wir als Koalition von CDU und FDP 
einer Vielzahl von Herausforderungen gegenüber. 
Die Erblast der rot-grünen Regierung war enorm, fast 
kein politischer Bereich, der ohne große Baustellen 
in Empfang genommen werden konnte. Doch es gab 
einen Bereich, der auch in der Öffentlichkeit im be-
sonderen Fokus stand. Das war die Flüchtlingspoli-
tik. 

Gerade hier in Nordrhein-Westfalen haben wir seit 
Beginn der Flüchtlingswelle im Jahr 2015 besondere 
Anstrengungen unternommen. Wir spüren noch 
heute die Chancen, aber auch die Herausforderun-
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